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Erfahrungen aus der Praxis
Staatliche Notariate tragen zur Lösung 
wirtschaftspolitischer Aufgaben 
im Territorium bei
Die auf dem X. Parteitag der SED herausgearbeitete ökonomi­
sche Strategie und die weitere Verwirklichung der Haupt­
aufgabe in der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik er­
fordern es, daß auch die Notariate in ihrer spezifischen Tätig­
keit die Schwerpunkte zur Unterstützung der ökonomischen 
Strategie, die sich in der Praxis herausgebildet haben, in 
ihrem Territorium Umsetzerni

Im Bezirk Gera berichten regelmäßig Staatliche Notariate 
aus ausgewählten Kreisen vor dem Präsidium des Bezirksge­
richts, wie sie zur Verwirklichung der Wirtschaftspolitik der 
SED beitragen. Zur Vorbereitung von Beratungen mit den 
Leitern aller Notariate des Bezirks werden die Leiter auf ge­
fordert, nach einer vorgegebenen Konzeption darüber zu be­
richten, wie diese Aufgaben unter den jeweiligen Bedingun­
gen des Kreises gelöst werden, welche Erfahrungen dabei ge­
sammelt werden und welche Probleme aufgetreten sind. 
Diese Beratungen der Leiter wie auch die regelmäßig statt­
findenden Stützpunktberatungen, an denen die Leiter terri­
torial zusammenliegender Notariate teilnehmen, dienen dem 
Erfahrungsaustausch, der Verallgemeinerung guter Arbeits­
methoden und der gemeinsamen Beratung derjenigen Pro­
bleme, die im Zusammenhang mit der Unterstützung ökono­
mischer Fragen auftreten.

Ausgangspunkt für die Berichterstattung ist die Frage, wie 
die Staatlichen Notariate die ökonomische Strategie vor allem 
unter folgenden Gesichtspunkten unterstützen können:
— Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit,
— Schutz des sozialistischen Eigentums,
— Wahrung der Rechte der Bürger,
— Schutz und effektive Nutzung des Bodens.

Zusammenarbeit im Territorium zur Absicherung 
volkswirtschaftlich wichtiger Vorhaben

Durch die rechtzeitige Vorbereitung von Kaufverträgen über 
nichtvolkseigene Grundstücke zwischen Bürgern und Rechts­
trägern sozialistischen Eigentums und die juristisch exakte 
Gestaltung und Beurkundung dieser Verträge helfen die No­
tare, in ihrem Kredsgebdet volkswirtschaftliche Aufgaben zu 
lösen. Das betrifft in unserem Bezirk vor allem solche Vorha­
ben, wie die Sicherung der Trinkwasserfernversorgung, den 
staatlichen Wohnungsbau sowie vorgesehene Investitionsmaß­
nahmen durch einige Betriebe des Territoriums.

Um die erforderlichen Maßnahmen zur Vorbereitung der 
Investitionsvorhaben rechtzeitig ednleiten zu können, sind gute 
Informationsbeziehungen sowie eine enge Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Organen von großem Nutzen. So hat es sich 
z. B. bewährt, daß die Staatlichen Notariate zu den Kreis- 
plankommissionen Verbindung aufgenommen haben. Sie 
waren dadurch über die jeweiligen Planvorhaben in ihrem 
Territorium rechtzeitig informiert und konnten die ökono­
misch wichtigen Investvorhaben zielstrebig unterstützen.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch der gute Infor­
mationsaustausch und die enge Zusammenarbeit mit dem 
Kreisgericht, insbesondere in Verfahren, die das Staatliche 
Notariat betreffen1 2, sowie die Zusammenarbeit mit den ört­
lichen Organen und denjenigen Betrieben, die größere Investi­
tionsmaßnahmen geplant haben. Im Kreis Rudolstadt waren 
z. B. u. a. folgende Investitionen vorgesehen:
— Rationalisier.ungs- und Rekonstruktionsmaßnahmen im

VEB Chemiefaserkomibmat Schwarza,
— ein Gleisanschluß im VEB Werkzeugfabrik Königsee,
— Sicherung der Fernwasserversorgung für einige Städte im

Bezirk.
Ein Notar wurde beauftragt, zur Sicherung der geplanten 

Investitionsvorhaben Verbindung mit den betreffenden Be­
trieben, dem Rat des Kreises — Kreisbauamt — und der Kreis­
plankommission aufzunehmen. In gemeinsamen Aussprachen 
informierte der Leiter der Kreisplankommission über die 
Planvorhaben im Kreis, und es wurde auf bestimmte Schwer­
punkte (z. B. Rekonstruktion des Bereichs Viskosefaser im VEB 
CFK Schwarza) orientiert. Mit den verantwortlichen Kollegen 
dieses Betriebes wurde geklärt, welche Fragen im Zusammen­
hang mit dem für die Rekonstruktion erforderlichen Erwerb

von Grundstücken zu lösen sind. Weitere Aussprachen wurden 
mit dem für die Fernwasserversorgung verantwortlichen Mit­
arbeitern geführt; diese wenden sich insbesondere zur Klä­
rung zivil- und bodenrechtlicher Fragen an den Notar.

Eine gute Zusammenarbeit hat sich mit dem Kreisbaube­
trieb Rudolstadt entwickelt. Kreisbaudirektor, Kreisbauarchi­
tekt und weitere Mitarbeiter beraten gemeinsam mit dem 
Notar alle wichtigen Fragen, die das geplante Baugeschehen 
im Kreis betreffen. Das Ziel dieser Zusammenarbeit besteht 
darin, so schnell wie möglich von Investvorhaben Kenntnis 
zu erlangen, um schon im Vorfeld zivilrechtliche Probleme, 
wie Klärung der Eigentumsverhältnisse, Löschung eventuel­
ler Belastungen und notwendige Erbregelungen, vorbereiten 
zu können.

Die Zusammenarbeit der Notare mit den Betrieben im Vor­
feld von Beurkundungen ist je nach Umfang des einzelnen 
Objekts sehr vielgestaltig und differenziert. So nehmen z. T. 
die Notare mit dem Hauptplanträger an Aussprachen mit 
denjenigen Bürgern teil, deren Grundstücke für volkswirt­
schaftliche Vorhaben erworben werden müssen. In der Regel 
finden diese Aussprachen außerhalb der Arbeitszeit in den 
Gemeinden statt, so daß sich der Notar an Ort und Stelle 
einen Überblick darüber verschaffen kann, welche zivilrecht­
lichen Probleme zu klären sind. Da zum Teil der Kaufpreis 
bereits bekannt ist, kann er z. B. Vollmachten für ältere Bür­
ger entwerfen und beglaubigen. Die erforderlichen Verträge 
werden z. T. in den jeweiligen Gemeinden beurkundet, und es 
wird damit den Veräußerern geholfen, Arbeitsausfall auf ein 
Minimum zu reduzieren. Durch diese guten Vorbereitungen 
wurden bereits in der Vergangenheit hohe Beurkundungs­
quoten erreicht, so daß selbst umfangreiche Objekte in relativ 
kurzer Zeit abgeschlossen werden konnten. Die Beurkun­
dungsfrist bei Grundstücksveräußerungen für Investitions­
maßnahmen beträgt nach Vorliegen aller erforderlichen 
Unterlagen maximal zwei Wochen. Diese Arbeitsweise erfor­
derte Umstellungen in der Arbeitsorganisation, so z. B. auch 
vorübergehende Arbeitszeitverlagerung bei Teilzeitbeschäf­
tigten.

Unterstützung des Wohnungsbauprogramms

Bei der weiteren Verwirklichung des Wohnungsbauprogramms 
in seiner Einheit von Neubau, Modernisierung und Erhaltung 
des Vorhandenen wird größeres Augenmerk darauf gelegt, 
daß sich das verstärkte Hinwenden zur effektivsten Nutzung 
und Erhaltung der vorhandenen Bausubstanz immer nutz­
bringender auswirkt.3 Die Staatlichen Notariate können die 
geplanten Baumaßnahmen insofern unterstützen, als sie recht­
zeitig und vordringlich erbrechtliche Eigentumsfragen im Hin­
blick auf solche Wohngrundstücke klären, die in Volkseigen­
tum überführt werden sollen, um so die Voraussetzung für die 
Sicherung staatlicher Baukredite zu schaffen.4 Insbesondere 
dann, wenn private Eigentümer von Mehrfamilienhäusern 
nicht für die Aktualisierung der Grundstücksdokumentation 
gesorgt haben oder wenn ihr Aufenthaltsort unbekannt ist, 
ist die umgehende Lösung zivilrechtlicher Probleme durch die 
Notare von großer Bedeutung für den rechtzeitigen Beginn der 
geplanten Baumaßnahmen. Das geschieht insbesondere durch 
geeignete Maßnahmen der notariellen Fürsorge zur Wahrung 
von Rechten und Pflichten unbekannter oder ungewisser 
Grundstückseigentümer. Dabei hat sich die enge Zusammen­
arbeit der Staatlichen Notariate mit dem Liegenschaftsdienst, 
dem Kreisbauamt und der Kreisplankommission als vorteil­
haft erwiesen.

Beim komplexen Wohnungsbau bewährt sich — wie z. B. in 
Jena — die enge Zusammenarbeit der Notare mit dem Haupt­
planträger. Durch die Kenntnis des Generalbebauungsplans 
der jeweiligen Ortschaft sind die Notare darüber informiert, 
welche Bauvorhaben geplant sind und welche Baulücken dem­
nächst geschlossen werden. Eine gute Zusammenarbeit der
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